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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung - für das 
Weinwirtschaftsjahr 1974/1975 - des von den Interventionsstellen zu zahlenden 
Preises für den Alkohol, der ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung geliefert wird, und des dabei vom 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 

Abteilung Garantie, zu übernehmenden Höchstanteils 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73 2), insbesondere auf Ar- 
tikel 24 Absatz 3 zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
und Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 

. . . . des Rates vom über die Destillation 

der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung®) setzt 
der Rat für jedes Weinwirtschaftsjahr den von den 
Interventionsstellen zu zahlenden Preis für den 
Alkohol, der ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinberei- 
tung geliefert wird, sowie die Höchstbeteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, an den die- 
sen Stellen entstehenden Kosten fest. 

In Anbetracht der für das Weinwirtschaftsjahr 
1974/1975 beschlossenen Erhöhung der Orientie- 
rungspreise empfiehlt es sich, den Ankaufspreis zu 
erhöhen, wobei darauf hinzuweisen ist, daß dieser 
Preis für einen rektifizierten Alkohol gilt. 

Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr 

beteiligt sich der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds, Abteilung Garantie, im Rahmen eines 


Höchstbetrages nur an denjenigen tatsächlichen Ver- 
lusten, die sich aus der Differenz zwischen den Ge- 
samtausgaben zum Ankauf des Alkohols und dem 
Verkauf desselben ergeben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für das Weinwirtschaftsjahr 1974/1975 wird der 
von den Interventionsstellen zu zahlende Preis 
für den Alkohol, der ihnen im Rahmen der vor- 
geschriebenen Destillation der Nebenerzeugnisse 
der Weinbereitung geliefert wird, auf 0,792 Rech- 
nungseinheit für 1 Hektoliter je Grad Alkohol 
festgesetzt. Dieser Preis gilt für rektifizierten 
Alkohol. 

2. Die Höchstbeteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, wird für das genannte Wirt- 
schaftsjahr auf 0 Rechnungseinheit für 1 Hekto- 
liter je Grad Alkohol festgelegt. 

A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S. . . . 
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Begründung 


In dieser Verordnung werden für das Weinwirt- 
schaftsjahr 1974/1975 gemäß Artikel 24 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 der von den Inter- 
ventionstellen zu zahlende Preis für den Alkohol, der 
ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung geliefert 
wird, und die Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab- 
teilung Garantie, an den Kosten festgelegt. 

Unter Berücksichtigung der Entscheidung des Rates, 
alle Orientierungspreise im Durchschnitt um ll®/o 
zu erhöhen, erscheint es gleidifalls gerechtfertigt, 
eine gleiche Erhöhung für den Ankaufspreis vorzu- 
schlagen. 

Die Entwicklung der Marktpreise für Alkohol in 
einem Mitgliedstaat, die zu einer erheblichen Über- 
schreitung des Verkaufspreises von Alkohol geführt 
hat und die hohen Abgabepreise in einem anderen 
Mitgliedstaat für Alkohol aus Weinerzeugnissen, 
rechtfertigen nicht mehr die Intervention des EAGFL, 
Abteilung Garantie, für den betreffenden Alkohol. 

Aus diesem Grund wurde die Höchstbeteiligung des 
EAGFL für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 auf 0 RE 
festgesetzt. Deshalb entstehen für den Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaften aus dieser Verord- 
nung keine Ausgaben. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. August 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Al 7/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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